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Mit dem Abschluss der we-
sentlichen Kampfhandlun-
gen in Irak ist die „Who’s-

next-Debatte“ in vollem Gange, die
Frage also, welcher „Schurkenstaat“
als nächster auf der „Liste“ der ame-
rikanischen Regierung steht. Neben
Nordkorea wird insbesondere Iran
durch sein offensichtliches Streben
nach Kernwaffen als möglicher „Do-
minostein“ diskutiert.1 Zumal Prä-
sident George W. Bush und seine Be-
rater klar gemacht haben, dass der
Irak-Feldzug im Kontext einer breit
angelegten Strategie gegen die Weiter-
verbreitung und den Einsatz von Mas-
senvernichtungswaffen (MVW) ein-
zuordnen sei.

Kombiniert man den Ausgangs-
punkt von Bushs Vision einer Trans-
formation des Mittleren Ostens – die
Inakzeptanz des gegenwärtigen Sta-
tus quo – mit der perzipierten Not-
wendigkeit, der Bedrohung durch
Massenvernichtungswaffen bereits
im Vorfeld „aktiv“ zu begegnen, so
könnte sowohl der Rolle von Prä-
emption in der amerikanischen Stra-
tegie als auch der Wahrscheinlichkeit
ihrer Umsetzung im Fall Iran erhöhte
Bedeutung zukommen. Ist Iran also
wirklich das nächste „Opfer“ einer

amerikanischen Strategie der „vor-
greifenden Selbstverteidigung“ in der
Region des Mittleren Ostens? Und
wird damit das als Präemption be-
kannte Konzept zum Primat ame-
rikanischer Sicherheitspolitik?

Obwohl kein neues Element in der
amerikanischen Militärpolitik, be-
herrscht die Präemptivoption seit
ihrer Aufnahme in die Nationale
Sicherheitsstrategie (NSS) vom 17.
September 20022 die internationale
Debatte über die Ausgestaltung der
amerikanischen Außenpolitik im
Kampf gegen Problemstaaten und
Massenvernichtungswaffen. Tradi-
tionell definiert als die vorbeugende
Anwendung militärischer Gewalt
gegen die „immanente Bedrohung“
durch einen bevorstehenden Angriff,
wird das neue Präemptionsverständ-
nis der Regierung Bush von Kritikern
als Ausgangspunkt zukünftiger Prä-
ventivkriege gegen Staaten wie Nord-
korea oder Iran gewertet. Denn die
Vereinigten Staaten behalten sich in
ihrer Nationalen Sicherheitsstrategie
das Recht auf vorbeugende Selbst-
verteidigung vor, selbst dann, wenn
Ungewissheit über Zeitpunkt und
Ort des gegnerischen Angriffs be-
steht.

Während die in der neuen Sicher-
heitsstrategie geforderte Diskussion
über eine Fortentwicklung der völker-
rechtlichen Grundlage von Präempti-
on notwendig ist,3 sagt dies jedoch
noch wenig über ihren tatsächlichen
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Stellenwert in der amerikanischen Si-
cherheitspolitik aus. Dieser wird
durch die Möglichkeit ihrer operati-
ven Umsetzung bestimmt, im Kon-
fliktfall jeweils abhängig vom Charak-
ter der Bedrohung, dem politischen
Kontext sowie den zu erwartenden
Konsequenzen eines militärischen
Eingreifens. Legt man diese Kriterien
als Bewertungsmaßstab für die Wahr-
scheinlichkeit präemptiver Operatio-
nen zugrunde, so ist diese im Fall
Irans zumindest kurz- und mittelfris-
tig, d.h. innerhalb eines Zeitraums
von zwei bis fünf Jahren,als gering an-
zusehen.

Es ist die nukleare Dimension, die
Iran zu einem ernsten sicherheitspoli-
tischen Problem werden lässt. Mit
vornehmlich russischer Unterstüt-
zung treibt das iranische Regime seit
langem den Ausbau seines zivilen Nu-
klearprogramms voran. In Wirklich-
keit aber, so befürchtet Washington,
diene dieses zur Erlangung einer ira-
nischen Kernwaffenfähigkeit. Neben
einer Schwächung des Nuklearen
Nichtverbreitungsvertrags (NVV)
birgt ein solches Szenario ein be-
trächtliches regionales Destabilisie-
rungspotenzial. Denn insbesondere
Israel betrachtet ein mögliches ira-
nisches Kernwaffenarsenal als Bedro-
hung seiner nationalen Sicherheit.
Doch noch kann aus Washingtons
Sicht nicht von einer „immanenten
Bedrohung“ durch Iran gesprochen
werden.
– Erstens scheint sich das Land noch

nicht endgültig für die Aufnahme
eines militärischen Kernwaffen-
programms entschieden zu haben,
so dass weiterhin in hohem Maße

ein diplomatischer Spielraum be-
steht.

– Zweitens sind bis zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt keinerlei expansive
außenpolitische Absichten Tehe-
rans erkennbar.

– Drittens spricht auch der politische
Kontext im Zuge des Irak-Kriegs
für verstärkte diplomatische Be-
mühungen der USA um eine fried-
liche Beilegung des Konflikts mit
Iran.

Der politische Kontext

Die Glaubwürdigkeit der ame-
rikanischen Außenpolitik wird

international an der friedlichen Um-
setzung der Vision eines „demokrati-
sierten“ Nahen und Mittleren Ostens
gemessen werden. Neben dem Wie-
deraufbau staatlicher Strukturen im
Nachkriegs-Irak ist der zentrale Bau-
stein einer stabilen Sicherheitsord-
nung in der Region die politische Re-
gelung des israelisch-palästinensi-
schen Konflikts. Dies erfordert die
Unterstützung der arabischen Nach-
barstaaten, mit Iran als einem Schlüs-
selakteur. Darüber hinaus dürfte Wa-
shington die sozio-politischen Rah-
menbedingungen für einen innen-
politischen Liberalisierungsprozess in
Iran und damit für ein kooperativeres
Verhalten Teherans günstiger ein-
schätzen als etwa in Irak.

Militärische Drohgebärden oder
gar Operationen gegen Teheran wür-
den dagegen die reformorientierten
Kräfte dort eher schwächen als stär-
ken. Zudem fehlt derzeit jede Legiti-
mationsgrundlage für ein militäri-
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sches Eingreifen in Iran. Teheran hat
sich bisher keiner nachweislichen Ver-
tragsverletzung im Rahmen des
Nichtverbreitungsvertrags bzw. der
Bestimmungen der Internationalen
Atomenergieorganisation (IAEO)
schuldig gemacht. Weder innenpoli-
tisch noch international wäre die Le-
gitimation eines militärischen Vor-
gehens der USA in Iran vermittelbar.
Der politische Kontext spricht daher
dafür, dass die Regierung Bush den
Einsatz von Präemption gegen Iran
zum jetzigen Zeitpunkt nicht ernst-
haft in Erwägung zieht.

Konsequenzen

Eine selektive, gezielte Zerstörung
der iranischen Einrichtungen zur

Anreicherung von Uran in Natanz
und des Schwerwasserreaktors in
Arak wäre militärisch durchaus mög-
lich. Doch würde damit das iranische
Kernwaffenprogramm nur verzögert,
nicht verhindert. Mehr noch, es
würde vermutlich dazu führen, dass
sich Iran aus dem Nichtverbreitungs-
vertrag zurückzieht, die Kontroll-
möglichkeiten durch die IAEO ver-
loren gingen und Teheran sein atoma-
res Programm –  wie ohnehin bereits
vermutet – im Geheimen weiterfüh-
ren würde, etwa in unterirdischen
Tunnelsystemen.

Damit reduzierten sich die noch
vorhandenen Möglichkeiten für den
Aufbau diplomatischen Drucks auf
Iran, sein atomares Programm auf-
zugeben oder internationaler Kon-
trolle zu unterstellen. Auch eine zwei-
te Option von Präemption, eine mili-

tärische Invasion Irans, wäre zwar
durchführbar, jedoch mit enormen
zusätzlichen Belastungen für die lang-
fristige Einsatzbereitschaft und
Durchhaltefähigkeit der amerikani-
schen Streitkräfte verbunden sowie,
aufgrund der militärischen Stärke
Irans, mit einem erhöhten Opferrisi-
ko für die amerikanischen Truppen.
Die Stationierung internationaler
Truppen in Nachkriegs-Irak setzt
diese im Kriegsfall zudem einem er-
höhten Risiko iranischer Angriffe aus.
Dies sind Aussichten, die bei der zivi-
len und militärischen Führung in Wa-
shington die Bereitschaft zur Präemp-
tion nicht fördern werden.

Die Schlussfolgerung kann deshalb
nur lauten: Iran wird nicht das nächs-
te Opfer einer amerikanischen „Prä-
emptionsdoktrin“. Generell wird den
operativen Schwächen des Präempti-
onskonzepts in der strategischen Dis-
kussion zu wenig Beachtung ge-
schenkt und ihm als Instrument zur
Bekämpfung der Bedrohung durch
Massenvernichtungswaffen und Pro-
blemstaaten ein überhöhter Stellen-
wert zugesprochen.4 Gleichzeitig je-
doch verweist die konzeptionelle
Komponente der amerikanischen
Präemptivkonstruktion in Verbin-
dung mit dem Fall Iran auf einen
dringenden transatlantischen Diskus-
sionsbedarf, der in Europa bisher
noch nicht ausreichend Beachtung
gefunden hat, nämlich die Reform
traditioneller sicherheitspolitischer
Instrumente angesichts nuklearer
Proliferation.

Neben der notwendigen Diskussi-
on über die zukünftigen Kriterien
einer „immanenten Bedrohung“ als
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Bestandteil eines neuen strategi-
schen Dialogs sind die europäischen
Staaten aufgefordert, mit den Ver-
einigten Staaten Strategien gegen-
über Iran und auch gegenüber Russ-
land zu entwickeln, um beide zu
einer Änderung ihres Verhaltens in
dieser Frage zu bewegen. Ein euro-
päischer Verweis auf das Konzept des
„critical engagements“ gegenüber
dem iranischen Regime ist unzurei-
chend, da dieses allein nicht zu einer
Aufgabe der nuklearen Ambitionen
Teherans geführt hat.

Es gilt, die zentrale Herausforde-
rung an die Staatengemeinschaft an-
zugehen: neue Antworten auf Pro-
blemstaaten zu finden, in denen Rüs-

tungskontrolle nicht oder nur un-
zureichend den Besitz und die Weiter-
verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen verhindert. Hier ist eine
umfassende transatlantische Strategie
gefordert, die innovative Konzepte
traditioneller und nichttraditioneller
Rüstungskontrolle ebenso mit ein-
schließt wie Konzepte zur wirtschaft-
lichen und zivilgesellschaftlichen Ent-
wicklung des jeweiligen Problem-
staats. Denn die Frage eines nuklear
gerüsteten Iran wird nicht nur rich-
tungsweisend für die Stabilität der Re-
gion, sondern auch mitentscheidend
für die Zukunft des Nichtverbrei-
tungsvertrags und der transatlanti-
schen Sicherheitspartnerschaft sein.
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Erstickte Demokratisierung in Iran
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